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Keine konkludente Zustimmung des Angeklagten zum Verständigungsvorschlag 
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Der Angeklagte kann seine Zustimmung nach § 257c Abs. 3 Satz 4 StPO nicht konkludent erklären. 

 

Sachverhalt 
 

Das Landgericht hat die Angeklagte "der gewerbsmäßigen unerlaubten Abgabe von Betäubungsmitteln an 
Minderjährige in acht Fällen, davon in zwei Fällen in Tateinheit mit unerlaubtem Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln in nicht geringer Menge und unerlaubtem Besitz von Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge, 
in einem Fall in Tateinheit mit unerlaubtem Besitz von Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge und uner-
laubtem Handeltreiben von Betäubungsmitteln und in einem weiteren Fall in Tateinheit mit unerlaubtem Han-
deltreiben von Betäubungsmitteln und unerlaubtem Erwerb von Betäubungsmitteln, des Bestimmens von Min-
derjährigen zum unerlaubten Veräußern von Betäubungsmitteln in fünf Fällen, des unerlaubten Handeltrei-
bens mit Betäubungsmitteln in fünf Fällen sowie des unerlaubten Erwerbs von Betäubungsmitteln in 15 Fällen" 
schuldig gesprochen und zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von sechs Jahren verurteilt. Darüber hinaus hat es 
die Unterbringung der Angeklagten in einer Entziehungsanstalt und einen Vorwegvollzug angeordnet sowie 
Einziehungsentscheidungen getroffen. Die hiergegen gerichtete Revision der Angeklagten hat mit der Rüge 
einer Verletzung von § 257c Abs. 3 Satz 4 StPO Erfolg; auf die Sachrüge kommt es nicht an. 
 

Entscheidungsgründe 
 

1. Die zulässig erhobene Rüge der Verletzung von § 257c Abs. 3 Satz 4 StPO ist begründet. 
 
a) Der Rüge liegt folgendes Verfahrensgeschehen zugrunde: 
 
In der Hauptverhandlung vom 16. Oktober 2023 unterbreitete der Vorsitzende unter Bezugnahme auf zuvor 
geführte Rechtsgespräche mit den Verfahrensbeteiligen einen Verständigungsvorschlag, der entsprechend 
protokolliert wurde. In den folgenden Hauptverhandlungsterminen vom 23. und 27. Oktober 2023 gaben die 
Verteidiger der Angeklagten eine Erklärung und für sie eine Einlassung zur Sache ab, die sie bestätigte und 
sich auf Nachfrage weiter zur Sache äußerte. Die Angeklagte hatte weder dem Verständigungsvorschlag der 
Strafkammer zugestimmt noch war sie gemäß § 257c Abs. 5 StPO belehrt worden. Das Landgericht ist von 
einer wirksamen Verständigung gemäß § 257c StPO entsprechend seinem Vorschlag vom 16. Oktober 2023 
ausgegangen. 
 
b) Es liegt ein Verstoß gegen § 257c Abs. 3 Satz 4 StPO vor. Wegen der fehlenden Zustimmung der Ange-
klagten zum Vorschlag des Gerichts ist keine wirksame Verständigung zustande gekommen. 
 
Gemäß § 257c Abs. 1 Satz 1 StPO kommt eine Verständigung in der Hauptverhandlung zustande, wenn das 
Gericht ankündigt, wie die Verständigung aussehen könnte (§ 257c Abs. 3 Satz 1 StPO), und wenn der An-
geklagte sowie die Staatsanwaltschaft zustimmen (§ 257c Abs. 3 Satz 4 StPO). Eine solche Zustimmung 
bewirkt das formwirksame Zustandekommen der Verständigung. Sie ist als gestaltende Prozesserklärung un-
anfechtbar und unwiderruflich (BGH, Beschluss vom 23. Juli 2019 - 1 StR 169/19, StraFo 2019, 467 f. mwN). 
Die Zustimmung zum Verständigungsvorschlag muss deshalb - nicht zuletzt wegen der Bindungswirkung - 
ausdrücklich erfolgen. Eine nur konkludente Erklärung des Angeklagten reicht nicht aus (vgl. BGH, aaO, 
mwN). 
 
Ein solcher Ablauf hat nach dem durch das Protokoll der Hauptverhandlung belegten Vortrag der Beschwer-
deführerin nicht stattgefunden. Die für das Zustandekommen der Verständigung notwendige 
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Zustimmungserklärung der Angeklagten ist nicht abgegeben worden. Es kommt hier deshalb auch nicht mehr 
darauf an, dass die zulässig erhobene Rüge der Verletzung des § 257c Abs. 5 StPO ebenfalls Erfolg gehabt 
hätte. 
 
c) Das Geständnis der Angeklagten kann durch das rechtsfehlerhafte Verfahren zur Verständigung beeinflusst 
sein. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass das Urteil - wegen der in den Urteilsfeststellungen darge-
stellten engen Zusammenhänge zwischen allen verfahrensgegenständlichen Taten - im Sinne des § 337 StPO 
vollumfänglich auf dem Verfahrensfehler beruht, denn das Gericht hat der von der Angeklagten gebilligten 
Verteidigererklärung und den von ihr selbst auf Vorhalte oder Befragungen abgegebenen Erklärungen erheb-
liche Bedeutung für die Beweiswürdigung beigemessen und dies umfassend begründet. 
 
2. Von dem Rechtsfehler sind die Feststellungen mitbetroffen, die insgesamt der Aufhebung unterliegen (§ 
353 Abs. 2 StPO; vgl. BGH, Beschluss vom 7. Januar 2025 - 2 StR 330/24, Rn. 8 mwN). Der Verfahrensfehler 
führt zur Aufhebung des Urteils nur bei der Beschwerdeführerin, die den Verstoß gerügt hat; ein Anwendungs-
fall des § 357 Satz 1 StPO ist nicht gegeben (vgl. BGH, Urteil vom 6. März 1962 - 1 StR 554/61, BGHSt 17, 
176, 178 f.).
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Sukzessive Mittäterschaft  
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Bei Beteiligung mehrerer Personen, von denen nicht jede sämtliche Tatbestandsmerkmale verwirklicht, han-
delt als Mittäter, wer seinen eigenen Tatbeitrag so in die Tat einfügt, dass er als Teil der Handlung eines 
anderen Beteiligten und umgekehrt dessen Handeln als Ergänzung des eigenen Tatanteils erscheint. 
 

Sachverhalt 
 

I. Das Landgericht hat den Angeklagten wegen gewerbs- und bandenmäßigen Betruges unter Einbeziehung 
von Strafen aus einem früheren Urteil zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren verurteilt. Die hiergegen 
mit der Sachrüge geführte Revision des Angeklagten erweist sich als unbegründet im Sinne von § 349 Abs. 2 
StPO. 
 

Nach den Feststellungen beteiligte sich der Angeklagte bei der Organisation des Erwerbs einer sogenannten 
Mantelgesellschaft und deren wirtschaftlicher Neugründung durch den gesondert Verfolgten N.                       Die-
ser beabsichtigte, die Aktiengesellschaft zu betrügerischen Zwecken zu nutzen, um unter Vorspiegelung eines 
ordnungsgemäß wirtschaftenden Unternehmens nichtexistierende oder wertlose Aktien an Anleger im 
deutschsprachigen Raum zu verkaufen. Der Angeklagte kümmerte sich in der Folge um den Erwerb einer 
weiteren Mantelgesellschaft. Käufer war eine vom gesondert Verfolgten N.                      beherrschte 
Gesellschaft mit Sitz in der Türkei. Vorstand der zu errichtenden Gesellschaft sollte der weitere gesondert 
Verfolgte R.               werden, da der Angeklagte aufgrund einer Vorstrafe wegen Betrugs und Marktmanipulation 
nach eigener Einschätzung hierfür ausschied. In Abstimmung mit dem gesondert Verfolgten N.                      be-
auftragte er eine Rechtsanwaltsgesellschaft mit der rechtlichen Betreuung des Firmenerwerbs und Einrichtung 
eines Treuhandkontos für die Käuferin, worauf Grundkapital, Kaufpreis und später die Anlegergelder einge-
zahlt werden sollten. Gegenüber dem Treuhänder war der Angeklagte, wie auch R.              , ermächtigt, 
Anweisungen betreffend das Treuhandkonto und die dort verwahrten Gelder zu erteilen. 
 

Zum Vertrieb der Aktien bediente sich N.                      eines von ihm in der Türkei betriebenen Callcenters. In 
der Zeit vom 15. November 2019 bis 14. Januar 2020 zahlten 42 Geschädigte im Vertrauen auf die zugesagte 
Übertragung von Aktien und deren Werthaltigkeit insgesamt 474.982 Euro ein, die auf dem Treuhandkonto 
einer Rechtsanwaltsgesellschaft verwaltet wurden. 
 

Der Angeklagte hatte zunächst keine Kenntnis von den kriminellen Absichten. Spätestens am 26. November 
2019, nach Erhalt einer E-Mail des Treuhänders, in der dieser auf erhebliche Zahlungseingänge von Anlegern 
trotz unzureichender vertraglicher Grundlagen hinwies, wusste er, dass Aktien einer nichtexistierenden Ge-
sellschaft ohne werthaltige Gegenleistung veräußert wurden. Er unternahm nichts, um die Einzahler zu unter-
richten oder eine Rückzahlung an sie zu veranlassen. Zudem nahm er weitere Einzahlungen von 32 Geschä-
digten in Höhe von insgesamt 347.782 Euro zumindest billigend in Kauf. Darüber hinaus beteiligte er sich an 
dem vom gesondert Verfolgten N.                      beherrschten Betrugskonstrukt, indem er in zwei Telefonaten 
den Irrtum eines Anlegers über die ordnungsgemäße Verwendung seines eingezahlten Geldes aufrechterhielt. 
Ferner bemühte er sich auf Bitten des gesondert Verfolgten N.                      am 18. Dezember 2019 darum, 
den Treuhänder zur Überweisung der auf dem Treuhandkonto verwahrten Anlegergelder an die von N.                      
geführte Gesellschaft zu veranlassen, was jener verweigerte. Nach Einleitung des Ermittlungsverfahrens wur-
den die noch beim Treuhänder befindlichen Anlegergelder zurückgezahlt. 
 

Der Angeklagte erhielt für seine Tätigkeit etwa 18.000 Euro. Er wollte sich zudem eine noch auszuhandelnde 
Gewinnbeteiligung und die weitere Zusammenarbeit mit dem gesondert Verfolgten N.                      sichern, 
um so für einen nicht unerheblichen Zeitraum seinen Lebensunterhalt zu sichern. 
 

Entscheidungsgründe 
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II. Die auf die Sachrüge vorzunehmende Nachprüfung des angefochtenen Urteils hat keinen Rechtsfehler zum 
Nachteil des Angeklagten ergeben. 
 

1. Die Annahme des Landgerichts, der Angeklagte habe sich ab dem Zeitpunkt seiner Kenntnis vom betrüge-
rischen Handeln der gesondert Verfolgten N.                      und R.               diesen als Mittäter angeschlossen, 
wird von den Feststellungen getragen. 
 

a) Bei Beteiligung mehrerer Personen, von denen nicht jede sämtliche Tatbestandsmerkmale verwirklicht, 
handelt als Mittäter, wer seinen eigenen Tatbeitrag so in die Tat einfügt, dass er als Teil der Handlung eines 
anderen Beteiligten und umgekehrt dessen Handeln als Ergänzung des eigenen Tatanteils erscheint. Bei der 
hierfür vom Tatgericht vorzunehmenden wertenden Gesamtbetrachtung aller festgestellten Umstände sind 
maßgeblich der Grad des eigenen Interesses an der Tat, der Umfang der Tatbeteiligung und die Tatherrschaft 
oder wenigstens der Wille dazu, so dass die Durchführung und der Ausgang der Tat maßgeblich auch vom 
Willen des Betreffenden abhängen (st. Rspr.; vgl. BGH, Beschluss vom 28. April 2020 - 3 StR 85/20 mwN). 
Mittäterschaft kann auch dann vorliegen, wenn sich eine Person einer zunächst fremden Tat nach deren Be-
ginn und vor ihrer Beendigung als Täter in Kenntnis und unter Billigung des bisherigen Tatablaufs anschließt 
und ihr Handeln noch Einfluss auf den Eintritt des tatbestandsmäßigen Erfolgs hat (vgl. BGH, Beschlüsse vom 
11. Februar 2020 - 4 StR 583/19, NStZ 2020, 727 f.; vom 26. Juli 2018 - 3 StR 627/17 Rn. 16; vom 2. Juli 
2009 - 3 StR 131/09, NStZ 2010, 146 f.; Urteil vom 14. August 2009 - 3 StR 552/08, BGHSt 54, 69, 128 f.). 
Eine solche sukzessive Zurechnung setzt in subjektiver Hinsicht voraus, dass der Hinzutretende in der Vor-
stellung handelt, die Herbeiführung des tatbestandsmäßigen Erfolgs durch sein eigenes Handeln weiter zu 
fördern oder diesen zu vertiefen (vgl. BGH, Beschluss vom 26. Juli 2018 - 3 StR 627/17; Urteil vom 1. Dezem-
ber 2011 - 5 StR 360/11, NStZ-RR 2012, 77 f.). 
 

b) Dem angefochtenen Urteil ist im Gesamtzusammenhang zu entnehmen, dass diese Maßgaben erfüllt sind. 
 

aa) Soweit allerdings die Strafkammer darauf abgestellt hat, dass der Angeklagte den Erwerb der jeweiligen 
Gesellschaften organisierte und jeweils die Notartermine vorbereitete, handelte es sich um Tätigkeiten vor 
seiner Kenntnis vom betrügerischen Vorgehen des gesondert Verfolgten N.                     , so dass in dieser 
Phase des Geschehens (vor dem 26. November 2019) der erforderliche Vorsatz des Angeklagten fehlte. 
 

bb) Zutreffend hat das Landgericht die mittäterschaftliche Tatbeteiligung aber auch damit begründet, dass sich 
der Angeklagte ab dem 26. November 2019 bewusst dem Tatplan des gesondert Verfolgten N.                      an-
geschlossen hatte und dann gewichtige Tatbeiträge leistete. So hatte er (weiterhin) die formale Verfügungs-
befugnis über bereits eingegangene Anlegergelder auf dem - dem unmittelbaren Zugriff des gesondert Ver-
folgten entzogenen - Treuhandkonto der Rechtsanwaltsgesellschaft und nahm weitere Einzahlungen in er-
heblicher Höhe von Anlegern mindestens billigend in Kauf. Er war der alleinige Ansprechpartner des Treuhän-
ders. Mit diesem kommunizierte er regelmäßig, insbesondere wegen dessen wiederholter Forderung, die ver-
tragswidrigen Verhältnisse hinsichtlich der Anlegergelder zu beseitigen. Der Angeklagte setzte sich aktiv für 
das von N.                      geschaffene Betrugskonzept ein, beispielsweise indem er mit einem Anleger zwei 
Telefonate führte, in denen er dessen Irrtum von einer vertragsgemäßen Verwendung des angelegten Kapitals 
bewusst aufrechterhielt. Darüber hinaus wies er den Treuhänder etwa einen Monat vor dem Zusammenbruch 
des betrügerischen Konstrukts telefonisch an, die von ihm verwahrten Anlegergelder auf ein Konto zu über-
weisen, auf welches der gesondert Verfolgte N.                      unmittelbaren Zugriff gehabt hätte, wenn sich 
der Treuhänder nicht geweigert hätte. Die (auch) an diese Tatbeiträge anknüpfende Wertung des Landge-
richts, der Angeklagte habe Tatherrschaft besessen, beruht damit auf einer tragfähigen Tatsachengrundlage. 
Seine Annahme, der Schwerpunkt der Handlungen des Angeklagten liege im positiven Tun, ist revisionsrecht-
lich nicht zu beanstanden (zur Abgrenzung positiven Tuns vom unechten Unterlassen, Schwerpunkt der Vor-
werfbarkeit vgl. BGH, Beschlüsse vom 17. Februar 1954 - GSSt 3/53, BGHSt 6, 46, 59; vom 17. August 1999 
- 1 StR 390/99, NStZ 1999, 607; Urteil vom 7. September 2011 - 2 StR 600/10, NJW 2011, 3528 f.; Urteil vom 
6. Juli 1990 - 2 StR 549/89, BGHSt 37, 106, 114; Schönke/Schröder/Bosch, StGB, 30. Aufl., Vorbem. zu §§ 
13 ff. Rn. 158 mwN). Soweit das Landgericht ausgeführt hat, der Angeklagte habe bereits in erheblichem 
Umfang Honorar und Reisespesen erhalten, die Geschäftsbeziehung zu N.                      aufrechterhalten 
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wollen und auf eine Gewinnbeteiligung gehofft, hat es der Sache nach das besondere wirtschaftliche Interesse 
am Taterfolg festgestellt. 
 

2. Wie der Generalbundesanwalt in seiner Zuschrift zutreffend ausgeführt hat, tragen die getroffenen Feststel-
lungen die Annahme einer Bandenabrede zwischen dem Angeklagten und mindestens zwei weiteren Ban-
denmitgliedern. Insoweit hat das Landgericht festgestellt, dass der Angeklagte sich gemeinsam mit dem ge-
sondert Verfolgten R.               den von N.                      initiierten Verkauf nichtexistierender oder völlig 
wertloser Aktien einer unter dem Namen D.    firmierenden Gesellschaft zu eigen gemacht hat. Ihm war nach 
dem Urteilsinhalt spätestens am 26. November 2019 bewusst, Teil einer Organisationsstruktur geworden zu 
sein, die es darauf anlegte, eine unbestimmte Vielzahl von Anlegern durch Anrufe aus dem von N.                      in 
der Türkei betriebenen Callcenter zur Zahlung erheblicher Geldbeträge ohne werthaltige Gegenleistung zu 
veranlassen. Er ging davon aus, dass auch die im Callcenter agierenden Personen bewusst die Anleger 
täuschten. 
 

3. Der Strafausspruch hat ebenfalls Bestand. Die Strafkammer hat den Schuldumfang rechtsfehlerfrei be-
stimmt. 
 

Die Berücksichtigung des von den Anlegern insgesamt überwiesenen Betrages in Höhe von 470.000 Euro ist 
revisionsgerichtlich nicht zu beanstanden. Eine Zurechnung der vor dem 26. November 2019 entstandenen 
Schäden war möglich, da das Landgericht das pflichtwidrige Verhalten des Angeklagten herangezogen hat, 
der aus "grober Nachlässigkeit" den Gesamtschaden mitverursacht hatte. Dies durfte im Rahmen der Straf-
zumessung berücksichtigt werden, da ein schuldrelevanter Zusammenhang mit der Tat besteht (vgl. BGH, 
Urteil vom 9. Februar 2017 - 1 StR 415/16, NStZ-RR 2017, 168 mwN).
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Alkoholbedingte relative Fahruntüchtigkeit 
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Relative Fahruntüchtigkeit liegt vor, wenn die Blutalkoholkonzentration des Angeklagten zur Tatzeit zwar un-
terhalb des Grenzwertes der absoluten Fahruntüchtigkeit liegt, aber aufgrund zusätzlicher Tatsachen der 
Nachweis alkoholbedingter Fahruntüchtigkeit geführt werden kann. 
 

Sachverhalt 
 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen fahrlässiger Tötung in Tateinheit mit fahrlässiger "Straßenver-
kehrsgefährdung" sowie wegen versuchten Mordes in Tateinheit mit unerlaubtem Entfernen vom Unfallort und 
mit "vorsätzlicher" Trunkenheit im Verkehr zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren und sechs Monaten 
verurteilt, von der wegen einer rechtsstaatswidrigen Verfahrensverzögerung drei Monate als verbüßt gelten, 
eine Einziehungsentscheidung getroffen und eine Sperrfrist für die Erteilung einer Fahrerlaubnis verhängt. Die 
auf die Rüge der Verletzung sachlichen Rechts gestützte Revision des Angeklagten erzielt den aus der Be-
schlussformel ersichtlichen Teilerfolg und ist im Übrigen unbegründet im Sinne des § 349 Abs. 2 StPO. 
 

1. Nach den Feststellungen des Landgerichts befuhr der Angeklagte, der am Abend Alkohol getrunken und 
höchstens zwei Tage zuvor Marihuana konsumiert hatte, mit seinem Pkw nachts eine Landstraße. Er wies 
eine Blutalkoholkonzentration von mindestens 0,72 ‰ und höchstens 1,35 ‰ auf; außerdem enthielt sein Blut 
mindestens 1,6 ng/ml THC. Der Angeklagte wollte eine Freundin aufsuchen, mit der es nach seiner Erwartung 
erstmals zum Geschlechtsverkehr kommen sollte. In einer Rechtskurve, in der die zulässige Höchstgeschwin-
digkeit auf 50 km/h begrenzt war, geriet der Angeklagte infolge alkoholbedingt zu hoher Geschwindigkeit von 
etwas mehr als 80 km/h mit seinem Fahrzeug driftend auf die Gegenfahrbahn und dieses kollidierte mit einem 
Fußgänger. Der Geschädigte wurde durch den Unfall getötet. Der Angeklagte, der den Zusammenstoß mit 
einem Menschen bemerkt hatte, setzte anschließend seine Fahrt fort, wobei er billigend in Kauf nahm, dass 
der Geschädigte noch lebte und bei sofortigen Rettungsmaßnahmen überleben, ohne diese aber versterben 
könnte. Er entfernte sich, um seine Beteiligung an dem Unfall - in intoxikiertem Zustand - zu verdecken. 
 

Entscheidungsgründe 
 

2. Der Schuldspruch hält rechtlicher Nachprüfung nicht stand. 
 

a) Die vom Landgericht in beiden Fällen - als Tatbestandsmerkmal des § 315c Abs. 1 Nr. 1 a) StGB im Fall 1 
und des § 316 Abs. 1 StGB im Fall 2 der Urteilsgründe - festgestellte alkoholbedingte relative Fahruntüchtigkeit 
des Angeklagten ist nicht belegt. 
 

aa) Relative Fahruntüchtigkeit ist gegeben, wenn die Blutalkoholkonzentration des Angeklagten zur Tatzeit 
zwar - wie hier - unterhalb des Grenzwertes der absoluten Fahruntüchtigkeit liegt, aber aufgrund zusätzlicher 
Tatsachen der Nachweis alkoholbedingter Fahruntüchtigkeit geführt werden kann (vgl. BGH, Beschluss vom 
2. März 2021 - 4 StR 366/20 Rn. 10; Urteil vom 22. April 1982 - 4 StR 43/82, BGHSt 31, 42 mwN). Erforderlich 
sind mithin weitere aussagekräftige Beweisanzeichen, die im konkreten Einzelfall belegen, dass die Gesamt-
leistungsfähigkeit des Kraftfahrzeugführers infolge seiner Alkoholisierung so weit herabgesetzt war, dass er 
nicht mehr fähig gewesen ist, sein Fahrzeug im Straßenverkehr eine längere Strecke, auch bei Eintritt schwie-
riger Verkehrslagen, zu steuern. Dies hat das Tatgericht anhand einer Gesamtwürdigung aller relevanten Um-
stände zu beurteilen (vgl. BGH, Urteil vom 22. April 1982 - 4 StR 43/82, BGHSt 31, 42; zu drogenbedingter 
Fahruntüchtigkeit auch Beschlüsse vom 11. April 2023 - 4 StR 80/23 Rn. 22; vom 2. August 2022 - 4 StR 
231/22 Rn. 8 ff.). 
 

bb) Diesen Anforderungen genügt die Beweiswürdigung des Landgerichts nicht. Es hat lediglich knapp aus-
geführt, die unfallursächliche Geschwindigkeitsüberschreitung sei als alkoholbedingter Fahrfehler zu werten, 
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weil "andere Gründe für die angesichts der Dunkelheit und der fehlenden Streckenkenntnis des Angeklagten 
deutlich überhöhte Geschwindigkeit nicht ersichtlich" seien und deshalb eine alkoholbedingte Überschätzung 
der eigenen Fähigkeiten durch den Angeklagten naheliege. 
 

(1) Mit dieser Erwägung ist eine Fahruntüchtigkeit im Sinne der §§ 315c Abs. 1 Nr. 1 a), 316 StGB schon 
deshalb nicht belegt, weil das Landgericht mit ihr der Sache nach nur seine Überzeugung davon begründet, 
dass das Fahrverhalten des Angeklagten durch die Auswirkungen des genossenen Alkohols beeinflusst war, 
jedoch nicht jegliche Mitursächlichkeit einer Alkoholintoxikation für einen Fahrfehler ohne weiteres mit einer 
Fahruntüchtigkeit im Sinne der genannten Straftatbestände gleichzusetzen ist. Die Annahme des Landge-
richts, dass der Angeklagte die eigenen Fähigkeiten alkoholbedingt überschätzt haben müsse, wäre nament-
lich auch mit einer bloßen Enthemmung des Angeklagten infolge des Alkoholkonsums vereinbar, die sein 
fahrerisches Leistungsvermögen noch nicht in einem für die Annahme der Fahruntüchtigkeit ausreichendem 
Maß beeinträchtigt haben muss (vgl. BGH, Beschluss vom 12. April 1994 - 4 StR 688/93, juris Rn. 4). 
 

Dass der Angeklagte einen solchen Zustand erreicht hatte, liegt auch nicht ohne weiteres auf der Hand. Viel-
mehr deuten mehrere festgestellte Umstände auf eine erhaltene Fahrtüchtigkeit hin, die das Landgericht 
rechtsfehlerhaft unerörtert gelassen hat. So war die - nach dem Zweifelssatz zugrunde gelegte - Blutalkohol-
konzentration des Angeklagten mit 0,72 ‰ noch deutlich von einem die Annahme absoluter Fahruntüchtigkeit 
rechtfertigenden Intoxikationsgrad entfernt und der hinzukommende Marihuanakonsum lag im Tatzeitpunkt 
bereits zwei Tage zurück. Die Polizeibeamten, die ca. eine Stunde nach dem Unfall mit dem Angeklagten 
befasst waren, haben keine alkoholtypischen Ausfallerscheinungen bei ihm bemerkt und der psychiatrische 
Sachverständige, dem die Kammer gefolgt ist, hat angenommen, dass eine "relevante Auswirkung des ge-
nossenen Alkohols" auf die Einsichts- oder Steuerungsfähigkeit des Angeklagten auszuschließen sei, und 
dies mit dessen koordinativer Leistungsfähigkeit vor und nach dem Unfall begründet. 
 

(2) Abgesehen von der somit unzureichenden Differenzierung des Landgerichts zwischen alkoholbedingter 
Fahruntüchtigkeit und unterhalb der Schwelle hierzu liegenden Alkoholauswirkungen leidet auch der Aus-
schluss anderer, intoxikationsunabhängiger Unfallursachen durch das Landgericht an durchgreifenden Dar-
stellungs- und Erörterungsmängeln, weshalb der Senat auch ihn nicht in der gebotenen Weise nachzuvollzie-
hen vermag. Es fehlt an Feststellungen zu dem üblichen sowie dem in der Tatnacht vor und nach der Kollision 
gezeigten Fahrverhalten des Angeklagten und einer Würdigung desselben. Eingedenk der Tatsache, dass 
zahlreiche nicht alkoholisierte Kraftfahrer vorgeschriebene Geschwindigkeitsbegrenzungen nicht beachten 
und mit unangepasster Geschwindigkeit fahren (vgl. BGH, Beschluss vom 12. April 1994 - 4 StR 688/93, juris 
Rn. 4 mwN), sowie der Urteilsfeststellungen zu den persönlichen Verhältnissen des Angeklagten, wonach er 
Alkohol nur gelegentlich konsumiert und ihm im Jahr 2022 (nach dem hier gegenständlichen Tatgeschehen) 
wegen zu schnellen Fahrens die Fahrerlaubnis entzogen wurde, wäre zu erörtern gewesen, ob er auch ohne 
einen seine Fahrfähigkeiten herabsetzenden Alkoholeinfluss zu Geschwindigkeitsverstößen neigte und wel-
che Schlüsse hieraus gegebenenfalls auf die Tat gezogen werden können. Nicht ausreichend dargetan ist 
ferner, wie sich die Verkehrssituation dem nicht ortskundigen Angeklagten darstellte, insbesondere ob das die 
Geschwindigkeit begrenzende Verkehrszeichen gut sichtbar oder etwa leicht zu übersehen war und ob sich 
die Gefährlichkeit der (nach den Feststellungen nicht vollständig mit einer durchgezogenen Linie markierten) 
Kurve einem - alkoholisierten, aber noch fahrtüchtigen - Fahrer auch ohne Wahrnehmung des Zeichens er-
schlossen hätte. 
 

b) Der dargelegte Rechtsfehler führt in beiden Fällen zur Aufhebung des Schuldspruchs, die sich auf die für 
sich genommen rechtsfehlerfreie Verurteilung wegen der weiteren, jeweils tateinheitlich zu der angenomme-
nen Gefährdung des Straßenverkehrs bzw. Trunkenheit im Verkehr begangenen Delikte erstreckt (vgl. BGH, 
Beschluss vom 8. Oktober 2024 - 4 StR 318/24 Rn. 6 mwN). Die von dem Rechtsfehler nicht betroffenen 
Feststellungen können hingegen bestehen bleiben (§ 353 Abs. 2 StPO); hiervon ausgenommen sind allerdings 
die Urteilsfeststellungen zur Rauschmittelbeeinflussung des Angeklagten und ihren Auswirkungen auf sein 
Fahrleistungsvermögen sowie zu dem hierauf bezogenen Vorstellungsbild des Angeklagten. Der Senat hebt 
diese unter Einschluss derjenigen zum festgestellten Alkohol- und Marihuanakonsum vor der Tat, zu den Blut-
alkoholkonzentrations- und THC-Befunden und den zurückgerechneten Alkohol-Werten zur Tatzeit sowie zum 



  Fragen 5 und 6 
Fehlen rauschmittelbedingter Ausfallerscheinungen nach der Tat auf, um dem neu zur Entscheidung berufe-
nen Tatgericht widerspruchsfreie Feststellungen zu ermöglichen. 
 

3. Die Aufhebung des Schuldspruchs entzieht dem gesamten Rechtsfolgenausspruch die Grundlage. Dies gilt 
auch für die Kompensationsentscheidung, hinsichtlich deren gegebenenfalls das Verschlechterungsverbot ge-
mäß § 358 Abs. 2 Satz 1 StPO zu beachten sein wird (vgl. BGH, Beschluss vom 20. Dezember 2017 - 1 StR 
408/17 Rn. 15 mwN). 
 

Für die neue Hauptverhandlung weist der Senat außerdem darauf hin, dass das neue Tatgericht, sollte es 
wieder die Einziehung des Kraftfahrzeugs des Angeklagten nach § 74 Abs. 1 StGB in Betracht ziehen, sorg-
fältiger als bisher zu prüfen haben wird, zu welcher vorsätzlichen Tat es als Mittel gedient hat. Dass dies, wie 
vom Landgericht im ersten Rechtsgang angenommen, der versuchte Mord gewesen sei, versteht sich ange-
sichts des Umstandes, dass das tatbestandsmäßige Verhalten insoweit in dem Unterlassen von Rettungs-
maßnahmen und nicht im - aktiven - Verlassen des Unfallorts lag, jedenfalls nicht von selbst. 


